Leistungsberechtigte § 7 SGB II/Aufenthaltsvoraussetzungen von Ausländern
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nach § 7 Abs.1 Satz 2 SGB II
3.4 In Deutschland geborene Kinder von Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG
3.4.1 Grundsätzlich

Ab Geburt besitzt das neugeborene Kind noch keinen Aufenthaltstitel.
Die Leistungsberechtigung eines in Deutschland geborenen Kindes – sofern es nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt – richtet sich somit, bis zur Entscheidung der Ausländerbehörde über den Status, nach der Leistungsberechtigung des Haushaltsvorstandes. (müssen also im Haushalt zusammen leben!!)
Der Haushaltsvorstand entspricht der Person, die dem Personenkreis des SGB II zu zuordnen ist.
Sollte der Haushaltsvorstand die Voraussetzungen des SGB II erfüllen, besteht somit auch für das Kind ein SGB II Anspruch.

Erst mit Zugang einer Anzeige der Geburt beim  Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) nach § 14 a Abs.2 AsylVfG gilt der Asylantrag für das Neugeborene als gestellt. Mit Stellung des Asylantrages hat das Kind ein eigenes Aufenthaltsrecht in Form der Aufenthaltsgestattung. 

Ein SGB II Anspruch besteht mit  einer Aufenthaltsgestattung nicht.
3.4.2 Vorgehensweise
Die Eltern sind unverzüglich nach Geburt des Kindes und Beantragung von SGB II Leistungen aufzufordern bei der Ausländerbehörde vorzusprechen, da hier auch die Möglichkeiten eines Verzichtes des Asylverfahrens für das Kind erörtert werden. 


Wenn über einen Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nicht sofort oder im oben genannten Zeitraum entschieden werden kann (z.B. wegen fehlendem Nationalpass) und sofern sich ein Elternteil rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält, wird dem Kind von der Ausländerbehörde eine Fiktionsbescheinigung nach § 81 Abs.3 AufenthG ausgestellt. Somit kann, in Abhängigkeit von der beantragten Aufenthaltserlaubnis, ein SGB II Leistungsanspruch bestehen.
Für Rückfragen steht die Ausländerbehörde zur Verfügung.









